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Im 18. Gesamtbericht über die Tätigkeit der Europäischen Gemeinschaften
1984 heißt es zu den Aktivitäten des Europäischen Parlaments im Jahre 1984:

„Das Parlament hat zwölf Plenartagungen abgehalten und 308 Entschließun-
gen angenommen, davon 146 Entschließungen mit Stellungnahmen, 103 dring-
liche Entschließungen und 18 Entschließungen mit unverzüglicher Abstim-
mung, 15 Entschließungen im schriftlichen Verfahren sowie 172 Entschließun-
gen aufgrund von Initiativberichten. Das Parlament hat 1700 Sitzungsunter-
lagen, 224 Konsultationen, 275 Berichte und 1122 Entschließungsentwürfe
vorgelegt. 2311 schriftliche Anfragen wurden gestellt, davon 1976 an die
Kommission, 262 an den Rat und 73 an die Konferenz der Außenminister
(politische Zusammenarbeit). 878 mündliche Anfragen wurden gestellt, davon
526 an die Kommission, 235 an den Rat und 117 an die Konferenz der Außen-
minister.

Die Ausschüsse des Parlaments sind im Laufe des Jahres 270mal zusammen-
getreten, um die Beratungen vorzubereiten.

Der Organisationsplan des Sekretariats des Parlaments für 1984 umfaßte
2635 Dauerplanstellen und 323 Stellen auf Zeit."1

Angesichts dieser Fülle von Tätigkeiten, ist es nicht einfach, die Schwer-
punkte der Parlamentsarbeit und der Entwicklung dieses Organs der EG
im Jahre 1984 in einem relativ kurzen Beitrag herauszuarbeiten2. Im Jahres-
bericht der Kommission für 1984 werden vor allem folgende Themen ge-
nannt:

„Das Parlament setzte seine institutionellen Arbeiten fort und verabschiede-
te im Februar den Entwurf eines Vertrags zur Gründung der Europäischen
Union W.

Die wichtigsten Themen der Parlamentsdebatten im Laufe des Jahres waren
die Haushaltsprobleme (2\ die Situation der Frau^3\ die Reform der gemeinsa-
men Agrarpolitik(4) und die Neudefinition der Beziehungen der Gemeinschaft
zu den Vereinigten Staaten(5), die Verhandlungen über die Erweiterung^, die
monetäre Lage(7) und die Hungersnot in Äthiopien und im Sahel(8). Das Parla-
ment verabschiedete außerdem einen Plan für den wirtschaftlichen Wiederauf-
schwung Europas^. Zu den Fragen der politischen Zusammenarbeit und der
Menschenrechte in der Welt nahm das Parlament verschiedene Entschließun-
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gen an, und zwar u.a. zum Konflikt zwischen Iran und Irak^10), zur Lage in
Libanon^11), in Afghanistan(12> und in Nordirland (n\ zu den Menschenrechten
in Iran^12), zu den anhaltenden Menschenrechtsverletzungen in der Türkei^14),
zur Lage des Ehepaares Sacharow^15), zur Verhaftung von Oppositionsführern
in Chile(16), zur freien Wahl in Nicaragua(17), zur Verhaftung von Jacques
Abouchar in Afghanistan(18) und zur Ermordung des Priesters Popieluzko(19)."3

Eine solche, sehr verkürzte Themensauswahl wird von vielen sicherlich als zu
willkürlich betrachtet. So wird der Kontrollausschuß des EP bemängeln, daß
die Ablehnung der Entlastung der Kommission für die Ausführungen des
Haushaltsplans 1982 nicht vermerkt ist, der Entwicklungsausschuß wird auf sei-
ne zähen Bemühungen verweisen, das neue Abkommen vom Lome im Sinne
der im EP entwickelten Grundsätze zu verändern.

Hält man sich bei der Bewertung der EP-Arbeit streng an den Vertragsauf-
trag, so wird man die wichtigsten Ereignisse bei der Haushaltspolitk, bei der
konsultativen Mitwirkung in der Legislative und bei der politischen und finan-
ziellen Kontrolltätigkeit erwähnen müssen. Nimmt man dann noch die Schwer-
punkte dazu, die das Parlament selbst gesetzt hat (und für die es zum Bei-
spiel eigene — temporäre — Ausschüsse eingesetzt hat), so rücken auch die
Weiterentwicklung der Gemeinschaft zur politischen Union, die Bekämpfung
der Arbeitslosigkeit, die Stellung der Frau und der Umweltschutz besonders
in den Mittelpunkt. Und schließlich fand im Berichtsjahr auch die zweite
Direktwahl statt, die die Arbeiten des EP stark prägte (und auch behinderte),
denn in Zeiten des Wahlkampfes leidet in allen Parlamenten die sachliche
Arbeit.

Die zweite Direktwahl

Vom 14. bis 17. Juni 1984 fand die zweite Europawahl statt. Im Parlament
machte sich dies schon im Vorfeld durch eine zunehmend geringere Besetzung
bei den Plenarsitzungen, durch verstärkte Versuche, fertige Berichte auch noch
zu verabschieden (was zu einer gewissen Hektik in den Verhandlungen führte)
und durch eine zunehmende Polarisierung bemerkbar. Ganz allgemein wurde
die Wahlbeteiligung als ein Test für das Parlament gewertet und die Erwartun-
gen waren durchgängig negativ. So mußte die im EG-Durchschnitt nur um
2 % geringere Wahlbeteiligung eigentlich positiv überraschen — angesichts
des Zustandes der Gemeinschaft —, wenn auch in einigen Ländern (darunter
die Bundesrepublik Deutschland) die Wahlbeteiligung erheblich geringer
ausfiel — eine Antwort des Wählers wohl vorwiegend aufgrund enttäuschter
Hoffnungen.

Im einzelnen sah die Wahlbeteiligung — im Vergleich zu 1979 — wie folgt
aus4 (siehe Tabelle 1 auf Seite 64):

Jahrbuch der Europäischen Integration 1984 63



DIE INSTITUTIONEN DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT

Tabelle 1: Die Wahlbeteiligung bei der ersten und zweiten Direktwahl zum
Europäischen Parlament

1984 1979
Mitgliedstaat Wahl- Wahl- Wahl- Wahl- Zahl der

berechtigte beteiligung berechtigte beteiligung Sitze
Mio. % Mio. %

Belgien1 6,97 92,2 6,80 91,4 24
Dänemark 3,80 52,2 3,72 47,8 16
BR Deutschland 44,45 56,8 42,75 65,7 81
Griechenland1 7,79 77,2 6,802 78,62 24
Frankreich 36,83 56,7 35,18 60,7 81
Irland 2,41 47,6 2,18 63,6 15
Italien 44,44 83,9 42,20 85,5 81
Luxemburg1 0,21 87,0 0,21 88,9 6
Niederlande 10,70 50,5 9,81 58,1 25
Vereinigtes g l

Königreich

Insgesamt 199,52 60 190,18 62 434

1 Wahlpflicht
2 Wahl am 18.10.1981

Quel le : Bulletin der EG, 6/1984, S. 15.

Im neugewählten Parlament ergab sich eine bemerkenswerte Veränderung der
Sitzverteilung (siehe Tabelle 2 auf Seite 65).

Die Sozialisten gingen gestärkt aus der Wahl hervor, die Christdemokraten
und die Konservativen geschwächt. Auch die Kommunisten und die Liberalen
verloren Sitze, so konnten auch die deutschen Liberalen die 5 %-Hürde nicht
überspringen und schieden ganz aus dem Parlament aus. Dagegen vergrößerte
sich die Fraktion der Europäischen Demokraten für den Fortschritt, die sich
den neuen Namen Sammlungsbewegung der Europäischen Demokraten gab.
Durch den Einzug grüner Abgeordneter sowie anderer Gruppen, wie den Ver-
tretern von Regionalparteien, bildete sich eine neue Fraktion, die sich entspre-
chend dem breiten Spektrum von Meinungen in dieser Fraktion wohl sehr zu-
treffend Regenbogenfraktion nannte. Die frühere Fraktion der technischen
Koordinierung verschwand (Die Gruppe Pannella — Radikale Partei Italiens
gehört nun zu den nicht eingeschriebenen Mitgliedern).

Neu im Parlament bildete sich eine Fraktion der Europäischen Rechten, die
durch den überraschenden Wahlerfolg der Front National (Gruppe Le Pen) mit
zehn Abgeordneten ins EP einzog.
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Tabelle 2: Vergleich der Fraktionen nach der ersten und der zweiten Direkt-
wahl

Zur Bildung einer Fraktion ist eine Mindeststärke von 21 Mitgliedern erforder-
lich, wenn diese aus einem einzigen Mitgliedstaat stammen. Diese Zahl beläuft
sich auf 15, wenn die Mitglieder aus zwei Mitgliedstaaten, und auf 10, wenn sie
aus drei oder mehr Mitgliedstaaten stammen.

Abkürzungen:
S (Sozialistische Fraktion), EVP (Fraktion der Europäischen Volkspartei/
Christlich-demokratische Fraktion), ED (Fraktion der Europäischen Demo-
kraten, ehemalige Konservative Fraktion), KOM (Kommunisten und Naheste-
hende), L (Liberale und Demokratische Fraktion), VED (Fraktion der Ver-
einigung der Europäischen Demokraten, Gaullisten u.a., früher EDF), REG.
(Regenbogenfraktion aus Grünen, Regionalisten u.a.), ER (Fraktion der Eu-
ropäischen Rechten), FL (fraktionslos), Unabh. (Fraktion für die technische
Koordination und Verteidigung der unabhängigen Abgeordneten).

Quelle: 18. Gesamtbericht über die Tätigkeit der Europäischen Gemein-
schaften 1984, Brüssel/Luxemburg 1985, S. 31.
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Die endgültige Sitzverteilung nach Ländern und Fraktionen ergab folgendes
Bild:

Tabelle 3: Fraktionen und Sitzverteilung im Europäischen Parlament.1

Fraktionen2 Ge-
Land S EVP ED KOM L VED REG ER FL samt

5 - 4 -
4 2 2 - 4 -

H

10 12 20 - 10
4 - - - 1

- - 1 8 - -
- 27 5 2 5
- - 1

46 - - 1

Gesamt 130 110 50 43 31 29 19 16 6 434

1 Stand 1.12.1984 2 Abkürzungen siehe Tabelle 2

Quelle: Amtliches Handbuch des Europäischen Parlaments 1984, Luxem-
burg, S. 275.

Die 434 Abgeordneten repräsentieren über 60 nationale Parteien aus den
zehn Mitgliedstaaten. An der Spitze liegen Italien mit zwölf und Frankreich mit
elf Parteien, während aus der Bundesrepublik vier und aus Irland und Luxem-
burg je drei Parteien vertreten sind5.

Das so zio-ökonomische Profil des neuen Parlaments

Interessant ist das sozio-ökonomische Profil des neugewählten Parlaments. Mit
einem Durchschnittsalter von 51,44 (1982 knapp 53 Jahre) entspricht seine Al-
tersstruktur etwa derjenigen der nationalen Parlamente. Während nur 40 Ab-
geordnete (9,2%) älter als 65 und nur 32 (7,4%) jünger als 35 Jahre alt sind,
sind die Altersklassen 35—50 Jahre mit 166 Abgeordneten (38,2 %) und 50—65
Jahre mit 196 Abgeordneten (45,2%) am stärksten vertreten.

Was die berufliche Zusammensetzung anbelangt, so ist das EP ebensowenig
repräsentativ wie die nationalen Parlamente. Auffallend ist die große Anzahl
von Schriftstellern und Journalisten, während die Gruppe beamteter Berufe
(Beamte, Lehrer, Professoren) und die Gruppe der Juristen wie in fast allen eu-
ropäischen Parlamenten überrepräsentiert ist. Unterrepräsentiert sind auch im
EP Arbeiter und Angestellte. Der Frauenanteil liegt zwar höher als in nationa-
len Parlamenten, beträgt aber mit 76 Abgeordneten nur 17,5 % (1982: 16,3 %;
Deutscher Bundestag 1982: 8,7 %)6 .
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Tabelle 4: Zusammensetzung des Parlaments nach Berufen

Angestellte/Leitende Angestellte 19
Arbeiter 9
Ärzte/Heilberufe 11
Beamte 41
EWG-Beamte 13
Gewerkschaftler • 11
Ingenieure # 9
Journalisten/Schriftsteller 60
Kaufleute/Finanzexperten 22
Landwirte 33
Lehrer/Professoren 71
Rechtsanwälte/Juristen 48
Unternehmer 13
Wirtschaftsexperten 6
Wissenschaftler 6
Sonstige Berufe 42
Ohne Angaben 35

Diese Angaben beziehen sich auf die außerhalb des politischen Bereichs ausge-
übten Tätigkeiten. Einige Abgeordneten üben mehrere Berufe gleichzeitig aus
und wurden daher mehrmals erfaßt.

Quelle: Amtliches Handbuch des Europäischen Parlaments 1984, Luxem-
burg, S. 289.

Die Konstituierung des neuen Parlaments

Auf seiner ersten Plenarsitzung nach der Wahl, die vom 24. bis 27. Juli 1984 in
Straßburg stattfand, konstituierte sich das neue Parlament und wählte den fran-
zösischen Christdemokraten und bisherigen Vizepräsident Pierre Pflimlin im
zweiten Wahlgang zum Präsidenten. Zu Vizepräsidenten wurden gewählt: Ma-
ria Luisa Cassanmagnago Ceretti (EVP/I), Siegbert Alber (EVP/D), Lady
Diana Elles (ED/UK), Hans R. Nord (L/NL), Patrick Joseph Lalor (VED/
IRL), Horst Seefeld (S/D), Mario Dido (S/I), Winston Griffiths (S/UK), Gui-
do Fanti (KOM/I), Spyridon Plaskovitis (S/GR), Nicole Pery (S/F), Poul M0l-
ler (ED/DK). Zu Quästoren wurden gewählt: Ernest Glinne (S/B), Kurt
Wawrzik (EVP/D), Thomas Mäher (L/IRL), Anthony Simpson (ED/UK) und
Angelo Carossino (KOM/I).

Gleichzeitig setzte das EP 18 ständige Ausschüsse ein, wobei die bisherigen
nichtständigen Ausschüsse, der Institutionelle Ausschuß und der Ausschuß für
die Rechte der Frau (bisher Untersuchungsausschuß zur Situation der Frau)
ständige Ausschüsse wurden7. Außerdem wurde — unter deutlicher Anspie-

Jahrbuch der Europäischen Integration 1984 67



DIE INSTITUTIONEN DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT

lung auf den Einzug der Europäischen Rechten ins EP — ein nichtständiger Un-
tersuchungsausschuß über die Zunahme des Faschismus und Rassismus in Eu-
ropa innerhalb und außerhalb der Gemeinschaft eingesetzt. Ebenfalls wurden
wieder fünf Quästoren gewählt, 23 Delegationen zu anderen Staaten bzw. Staa-
tengruppen gebildet und die Mitglieder des EP bei der beratenden Versamm-
lung des AKP-Abkommens gewählt.

Die Fraktionen wählten folgende Abgeordnete zu ihren Vorsitzenden: Soz.
Fraktion: Rudi Arndt (D); EVP (CD)-Fraktion: Egon Klepsch (D); Europäi-
sche Demokraten: Sir Henry Plumb (GB); Komm. Fraktion: Giovanni Cervet-
ti (I); Lib. Fraktion: Simone Veil (F); Sammlungsbewegung Europ. Demokr.:
Christian de la Malene (F); Regenbogenfraktion: Friedrich Wilhelm Graefe
zu Baringsdorf (D), Else Hammerich (DK), Jaak Vandemeulebroucke (B) und
Bram van der Lek (NL); Fraktion der Europäischen Rechten: Jean-Marie Le
Pen (F).

Der Kampf für eine Europäische Union

Das herausragende Ereignis des ersten Halbjahres vor der Wahl war sicherlich
die Verabschiedung des Entwurfs eines Vertrages zur Gründung der Europäi-
schen Union am 14. Februar 1984 mit der absoluten Mehrheit der Stimmen des
EP (237 dafür, 31 dagegen und 43 Enthaltungen)8.

Die bei den vorhergehenden Abstimmungen in den einzelnen Entwicklungs-
phasen des Entwurfs9 noch nie erreichte Mehrheit wurde nicht zuletzt dadurch
möglich, daß fast alle Versuche einer schrittweisen Reform der Institutionen
und eine größere Mitwirkung des EP im Ministerrat auf wenig Gegenliebe stie-
ßen und schließlich die Konservative Fraktion die Fraktionsdisziplin aufhob
(einen Fraktionszwang gibt es im EP bis heute nicht) und die Abstimmung frei-
gab. Damit hatte sich der Reformansatz des Abgeordneten Altiero Spinelli im
EP endgültig durchgesetzt, wenn auch über einzelne Artikel (z.B. der Artikel
82, der das Inkrafttreten beinhaltet) bis zum Ende gerungen wurde. Eine be-
deutsame Unterstützung des Vertragsentwurfs erhielt das EP durch den franzö-
sischen Staatspräsidenten, der sich in seiner Ansprache vor dem EP (als amtie-
render Präsident des Europäischen Rates) am 24. Mai 1984 eindringlich zum
Geist des EP-Entwurfs bekannte und vorbereitende Gespräche darüber vor-
schlug, die zu einer Konferenz der interessierten Staaten führen könnten10.
Tatsächlich wurden auf der Sitzung des Europäischen Rates in Fontainebleau
am 25.-26. Juni 1984 zwei ad hoc-Ausschüsse persönlich Beauftragter der
Staats- und Regierungschefs eingesetzt, die den Auftrag erhielten, die Frage
der Institutionen (Vorsitz beim irischen Senator James Dooge) und die Frage
des Europas der Bürger (Vorsitz beim ehemaligen italienischen EP-Abgeord-
neten Pietro Adonino) zu prüfen.

Die Abstimmung über den Vertrag und die Rede Mitterrands kamen jedoch
zu spät, um den Vertragsentwurf zu einem Hauptpunkt des Wahlkampfes zu
machen. Lediglich in Italien und in den Ländern, die der Europäischen Union
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zurückhaltend gegenüberstehen oder bekämpfen (Dänemark, Großbritannien
und Griechenland) spielte er im Wahlkampf eine besondere Rolle.

Durch die Beauftragung nationaler Koordinatoren nach der Wahl und ver-
stärkte Aktivität des Institutionellen Ausschusses, vor allem bei den Parlamen-
ten der Mitgliedstaaten, gelang es jedoch im zweiten Halbjahr 1984, eine Dis-
kussion in den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten in Gang zu
bringen, zu der auch der Dooge-Ausschuß das Seine beitrug. Nach Vorlage der
Endberichte der beiden ad hoc-Ausschüsse beschloß der Europäische Rat, auf
seiner Sitzung Ende Juni 1985 in Mailand, am Ende der italienischen Präsident-
schaft, eine ausführliche Diskussion über den Aufbau der Europäischen Union
zu führen.

Der Kampf gegen die Arbeitslosigkeit und die Wiederankurbelung der europäi-
schen Wirtschaft
Die zweifellos größte Herausforderung im politischen und wirtschaftlichen Be-
reich war die Arbeitslosigkeit, die seit 1970 in den Ländern der EG kontinu-
ierlich anstieg und im Jahre 1984 12,67 Millionen registrierte Arbeitskräfte um-
faßte (wobei die tatsächliche Anzahl noch wesentlich höher anzusetzen ist).
Kaum eine Sitzungswoche des EP im Jahre 1984 verging, in der dieses Problem
nicht in irgend einer Form auf der Tagesordnung stand. Das EP drängte auf
Reform und Erhöhung der entsprechenden Fonds (Sozial- und Regionalfonds)
sowie der anderen Finanzierungsmöglichkeiten (Darlehen der Europäischen
Investitionsbank, Integrierte Mittelmeerprogramme und Neues Gemein-
schafts-Instrument), um neue Arbeitsplätze zu schaffen, besonders in benach-
teiligten Regionen und gegenüber benachteiligten Grupen (Frauen, Jugendli-
che, Behinderte und Wanderarbeitnehmer). Natürlich gab es auch in Straßburg
den ideologischen Grundsatzstreit, welches das beste Mittel sei, die Arbeitslo-
sigkeit zu bekämpfen. Im großen und ganzen wurde dieser Streit weniger kon-
trovers geführt als in einigen Mitgliedstaaten. Die große Mehrheit des EP war
sich einig, daß die Vollendung des gemeinsamen Marktes und der Abbau aller
Handelshemmnisse an den Binnengrenzen (hier drängte weiter der Klub Kän-
guruh) ein wichtiger Beitrag zum Wirtschaftsaufschwung sei und ebenso war
mehrheitlich unbestritten, daß zur Bekämpfung der strukturellen und regiona-
len Arbeitslosigkeit erheblich mehr öffentliche Mittel eingesetzt werden müß-
ten — dies kam ja auch in den Haushaltsberatungen zum Ausdruck.

Ein Höhepunkt der Arbeiten auf diesem Gebiet war die Verabschiedung des
Planes für den wirtschaftlichen Wiederaufschwung in Europa am 27. März 1984
mit 102 gegen 57 Stimmen bei drei Enthaltungen, der auf der Grundlage des
Sachverständigen-Berichtes von Michel Albert und James R. Ball vom nicht-
ständigen besonderen Ausschuß zum wirtschaftlichen Wiederaufschwung erar-
beitet worden war11.

Der Plan empfiehlt ein ganzes Bündel von Maßnahmen, um durch die Wie-
derankurbelung der Wirtschaft auch die Arbeitslosigkeit zu bekämpfen. Die
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vorgeschlagenen Maßnahmen fassen im wesentlichen die bereits in Einzelent-
schließungen und Berichten behandelten Forderungen des EP zusammen, wie
Ausbau des Binnenmarktes, Integration der Kapitalmärkte, Stärkung von
EWS und ECU, Mobilisierung von Gemeinschaftsmitteln für vorrangige Politi-
ken, Schaffung eines europäischen Raums für Industrie und Forschung ein-
schließlich sozialer Begleitmaßnahmen, Intensivierung der gemeinsamen Ener-
gie- und Forschungspolitik, Abbau der Agrarüberschüsse und neue Anstren-
gungen in der Umweltpolitik sowie stärkere Konzertierung der nationalen
Wirtschaftspolitiken, auch im internationalen Raum.. Nicht durchsetzen konn-
ten sich dagegen spezielle Maßnahmen zur direkten Bekämpfung der Arbeits-
losigkeit durch außergewöhnliche und hohe Investitionen, so daß der Plan vor
allem auf der linken Seite des Hauses auf Ablehnung stieß.

Die Stellung der Frau

Am 17. Januar 1984 nahm das EP mit 125 gegen 17 Stimmen bei 55 Enthaltun-
gen den Bericht zur Situation der Frau in Europa an, der vom gleichnamigen
Untersuchungsausschuß erarbeitet worden war und der mit 635 Seiten in drei
Teilen und 19 Berichterstattern wohl der umfangreichste Bericht war, der je im
EP beraten wurde12. Der Bericht untersucht die Stellung der Frau in fast allen
Bereichen des politischen, gesellschaftlichen und familiären Lebens, konkreti-
siert alle Forderungen für eine völlige Gleichberechtigung der Frau in der EG
(und darüber hinaus) und stellt zugleich fest, was seit dem ersten Frauenbericht
des EP vom 11. Februar 1981 in der Gemeinschaft geschehen ist13. Die Mehr-
heit des EP empfand die bisherigen Fortschritte als ungenügend und setzte des-
halb einen ständigen Ausschuß für die Rechte der Frau ein.

Seveso-Untersuchungsausschuß und das umweltfreundliche Auto
Neben den ständigen Bemühungen für eine bessere Entscheidungsstruktur, ge-
gen die Arbeitslosigkeit, für die Vollendung des Binnenmarktes und die Ab-
schaffung der Grenzkontrollen stand vor allem der Umweltschutz im Mittel-
punkt der EP-Aktivitäten. Nach einem Dreivierteljahr intensiver Arbeit legte
der ad hoc-Untersuchungsausschuß „Giftige Abfälle" — auch „Seveso-Unter-
suchungsausschuß" genannt — seinen Bericht vor. Er stellt darin fest, daß eine
Reihe von Mitgliedstaaten die 1978 erlassene Richtlinie über die Behandlung
giftiger und gefährlicher Abfälle nicht oder unzureichend in nationales Recht
umgesetzt haben14. Das Parlament wertete seine Untersuchungsarbeit (bei der
es erstmals in breiter Form bei nationalen Behörden Untersuchungen anstellte)
als einen vollen Erfolg und forderte die Mitgliedstaaten und die Kommission
auf, dem gemeinsamen Recht und den gemeinsamen Beschlüssen mehr Beach-
tung zu schenken. Die Kommission wurde außerdem aufgefordert, eine euro-
päische Abfallpolitik auszuarbeiten, wodurch zusätzlich ein bis zwei Millionen
neue Arbeitsplätze geschaffen werden könnten.

Im zweiten Halbjahr stand vor allem die Einführung des umweltfreundlichen

70 Jahrbuch der Europäischen Integration 1984



Das Europäische Parlament

Autos auf der Tagesordnung der Umweltschutzpolitiker im EP. Nach einem er-
sten mißglückten Anlauf in der November-Sitzung 1984, beschloß das EP am
12. Dezember 1984 mit 168 gegen 51 Stimmen bei 29 Enthaltungen die baldige
Einführung des bleifreien Benzins in der Gemeinschaft und einen Zeitplan zur
Einführung des umweltfreundlichen Autos (ab 1.10.1986). Dabei wurden weit-
gehend die US-Abgasnormen zugrunde gelegt, mit einer Ausnahmeregelung
(bis 1.9.1989) für diejenigen Automobilproduzenten in der EG, die zum frühe-
ren Zeitpunkt aus wirtschaftlichen und technischen Gründen nicht in der Lage
sind, so frühzeitig die neuen Emissionswerte einzuhalten15.

Der Kompromiß machte die Einigung möglich, wenn auch zahlreiche briti-
sche, französische und italienische Abgeordnete (also aus Ländern, in denen
vorwiegend Kleinwagen produziert werden und wo das Waldsterben bisher we-
niger gravierend war) sich der Stimme enthielten oder dagegen stimmten. Das
EP erwies sich also auch in dieser Frage als progressiv, wenn es auch bei der
Konsultation — wie bei der ganzen Legislativarbeit der EG — nur ein Bera-
tungs- und kein Mitwirkungsrecht hat.

Haushaltskontrolle und Haushalt
Nach der zweiten Direktwahl und der Konstituierung des Parlaments brauchte
das Hohe Haus einige Monate, bis es wieder zum normalen Arbeitsrythmus
fand, zumal die Debatten und Aussprachen nun häufig kontroverser verliefen.
Die der Integration skeptisch bis ablehnend gegenüberstehenden politischen
Kräfte (Grüne, britische Labourabgeordnete, Rechte, französische Kommuni-
sten und zahlreiche dänische und griechische Abgeordnete) kehrten zahlenmä-
ßig gestärkt ins EP zurück, manche europafreundliche Abgeordnete kehrten
nicht wieder (z.B. die deutschen Liberalen). Andere Parteien (vor allem aus
Griechenland) hatten ihre Delegationen fast völlig ausgetauscht. Rund 40 %
der Abgeordneten waren durch die Aufstellung oder den Wahlentscheid ausge-
wechselt worden.

So richtig Tritt faßte das EP erst wieder in der Novembersitzung, als es am
14. November 1984 erstmals von seinem Recht gebrauch machte (mit 220 gegen
102 Stimmen bei 35 Enthaltungen), der Kommission für die Ausführung des
Haushalts 1982 die Entlastung zu verweigern16. Die Gründe für diesen Schritt
gehen aus der Entschließung hervor, in der es in Punkt 2 heißt:

„Das Europäische Parlament ... unterstreicht den umfassenden Charakter
der festgestellten Versäumnisse und Mängel, die im einzelnen unter folgende
Kategorien fallen:
a) jahrelanges Versäumnis der Kommission, die Abänderungen des Parla-

ments am Haushaltsplan zufriedenstellend auszuführen, was dazu führte,
daß Gelder, die im Rahmen des dem Parlament zur Verfügung stehenden
Handlungsspielraums bewilligt wurden, im Jahr 1982, für das sie bestimmt
waren, nicht verwendet wurden;

b) Versäumnis der Kommission, der am 16. Dezember 1982 erfolgten Ableh-
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nung des Entwurfs des Berichtigungs- und Nachtragshaushaltsplans Nr. 1
für 1982 durch das Parlament vollständig Rechnung zu tragen; damit hat die
Kommission die Haushaltsbefugnisse des Europäischen Parlaments, die
hier in letzter Instanz, nämlich der Ablehnung des Haushaltsplans, zum
Ausdruck kamen, untergraben und geschwächt;

c) das Versäumnis der Kommission, die Marktentwicklung bei Überschußpro-
dukten (insbesondere Butter) richtig einzuschätzen und das Entstehen über-
großer Lagerbestände zu verhindern, damit hat die Kommission zum gegen-
wärtigen Ausmaß dieses Problems beigetragen;

d) verspätete Einleitung der Weihnachtsbutteraktion 1982 durch die Kommis-
sion mit der Folge, daß die Kosten für den Mehrabsatz von Butter etwa dop-
pelt so hoch waren wie bei vergleichbaren Aktionen in den Jahren 1977 und
1978;

e) das Versäumnis der Kommission, die Kritik des Europäischen Parlaments
an der Nahrungsmittelpolitik zu berücksichtigen; sie hat im Gegenteil eine
neue Verordnung zugelassen, die die Haushaltsrechte des Parlaments bei
den nicht-obligatorischen Ausgaben einschränkt; unvertretbares Zögern
der Kommission, neue Verfahren vorzuschlagen, um die Lieferung von In-
terventionsbeständen an Getreide an bestimmte Länder der Dritten Welt,
in denen sich bereits 1982 eine Hungersnot abzeichnete, zu erleichtern;

f) Mängel in der Haushaltsführung, Überwachung, Vorausschätzung, Veran-
schlagung und den finanziellen Informationssystemen der Kommission, die
die Fähigkeit der Kommission, die Durchführung der politischen Maßnah-
men sicherzustellen, beeinträchtigen und ihre Möglichkeiten für eine wirk-
same Verwendung der Gemeinschaftsmittel verringern. . .."17

Das EP brachte außerdem die Erwartung zum Ausdruck, daß die Kommission
die gebotenen Konsequenzen aus der Verweigerung der Entlastung ziehen wer-
de. Es sah jedoch selber davon ab, einen Mißtrauensantrag gegen die Kommis-
sion einzubringen. Kommissionspräsident Gaston Thorn zeigte sich sehr ent-
täuscht über die vom Parlament getroffene Entscheidung, meinte jedoch, daß
es nicht Sache der Kommission sei, zu entscheiden, was nun passieren solle.
Angesichts der Tatsache, daß das Mandat dieser Kommission sechs Wochen
nach dieser Ablehnung auslief, verzichtete das EP auf weitere Erörterungen
der politischen und persönlichen Folgen einer Entlastungsverweigerung, ob-
wohl sicherlich eine Mehrheit von Abgeordneten bedauerte, dieser Kommis-
sion nicht bei passender Gelegenheit das Mißtrauen ausgesprochen zu haben.

Den Höhepunkt der Unmutsbekundung gegenüber der Kommission und der
Lage der Gemeinschaft, verursacht vor allem durch die restriktive und wenig
entscheidungsfähige Haltung des Rates, erlebte das Parlament am 13. Dezem-
ber 1984, als es mit 321 gegen 3 Stimmen bei 16 Enthaltungen den Haushalt für
1985 ablehnte18.

Es war das zweite Mal, daß das EP als direkt gewählte Volksvertretung zum
schärfsten Mittel seiner Haushaltsbefugnisse, der globalen Haushaltsableh-
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nung, gegriffen hat; bereits nach seiner ersten Direktwahl hatte es den Haus-
haltsentwurf für 1980 zurückgewiesen. In einer kurzen Entschließung wird fest-
gestellt, daß ein Haushaltsplan, der keinen zwölfmonatigen Einnahmen- und
Ausgabenzeitraum abdeckt, nicht annehmbar sei. In einem jährlichen Haushalt
müßten die finanziellen Konsequenzen der geltenden Rechtsvorschriften und
aller gefaßten Beschlüsse wiedergegeben werden. Darüber hinaus vermißte das
EP, daß der Rat in den wichtigen Bereichen Sozial-, Regional- und Entwick-
lungspolitik den Forderungen des EP nicht nachgekommen sei und daß das bri-
tische (und deutsche) Entlastungspaket nicht im Sinne des EP — nämlich über
die Ausgabenseite — geregelt sei. In gewissem Sinne konnte diese Ablehnung
als eine deutliche Warnung an die neue Kommission gewertet werden (die am
1.1.1985 unter der Präsidentschaft von Jacques Delors ihr Amt antrat), den
Forderungen des EP, auch durch Investiturabstimmung bzw. Billigung ihres
Programms beim Amtsantritt, mehr als ihre Vorgängerin Gehör zu schenken.

Weitere Schwerpunkte und das Ansehen des Parlaments
Natürlich ging während des ganzen Jahres der Haushaltsstreit weiter, wobei vor
allem die Haushaltsdisziplin, die Beitragsentlastung von Großbritannien und
der Bundesrepublik und die allgemeine Erhöhung des Haushalts auf 1,4 % des
Mehrwertsteueranteils (statt 1,0%) im Mittelpunkt der Diskussion standen.
Die Reform der Agrarpolitik und die Eindämmung der Überschußproduktion
beschäftigte das EP mehrmals, wenn es auch hier noch immer keine klare Hal-
tung zeigte. Immer wieder sprach es sich für die Stärkung des EWS und des
ECU aus, für die Abschaffung der Grenzkontrollen, für den baldigen Abschluß
der Beitrittsverhandlungen mit Spanien und Portugal und zunehmend befaßte
es sich mit außen- und sicherheitspolitischen Fragen, was unter anderem seinen
Ausdruck in der Schaffung eines Unterausschusses (des politischen Ausschus-
ses) für Abrüstung und Sicherheit nach der zweiten Direktwahl fand.

Die Lage in Nordirland war ebenso Gegenstand einer Debatte wie das Pro-
blem der Jugendsekten. Kritisch setzte es sich mit der Wirtschafts-, Haushalts-
und Außenpolitik der USA auseinander19. Der Hunger in der Welt, die Ver-
besserung des neuen Abkommens von Lome (auch in Richtung auf Achtung
der Menschenrechte) und die Verstärkung der gemeinsamen Forschungspolitik
waren Gegenstand zahlreicher Debatten bzw. mündlicher oder schriftlicher
Anfragen an Rat und Kommission. In den Dringlichkeitsdebatten standen vor
allem Menschenrechtsfragen, kriegerische Verwicklungen und Konflikte sowie
Hilfe bei Naturkatastrophen im Mittelpunkt. Aussprachen mit den Vertretern
der jeweiligen Ratspräsidentschaft gehörten zum festen Bestandteil der Parla-
mentsarbeit.

Zusammengefaßt kann gesagt werden, daß die zweite Direktwahl sicherlich
die kontinuierliche Arbeit des EP behinderte, aber weder die schwächere
Wahlbeteiligung noch die relativ geringfügige Stärkung der EG-Gegner im Par-
lament hat die politische Bedeutung des Parlaments beeinträchtigt. Eher ist
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festzustellen, daß — bei allen Kontroversen in Sachfragen — die ,europäische
Mehrheit' sich konsolidierte und es dem Parlament gelang, eine sachlichere Be-
trachtung in der Öffentlichkeit zu erzielen. Die Arbeit des EP fand eine größe-
re Beachtung in den Medien (sicherlich auch bedingt durch den Wahlkampf)
und die publizistischen Bewertungen des EP waren differenzierter als früher.
Die öffentliche und veröffentlichte Meinung beginnt langsam zu erkennen, daß
das Nadelöhr der Gemeinschaft nicht das Parlament, sondern der Rat und die
darin vertretenen nationalen Interessen sind. Allerdings werden diese nationa-
len Interessen in den Medien der jeweiligen Mitgliedsländer immer häufiger für
positiv und berechtigt gehalten und dem europäischen Interesse vorgezogen.
Darin ist einer der Gründe zu sehen, warum sich das Parlament für die Ent-
wicklung einer europäischen Medienordnung und originärer europäischer Me-
dien mit europäischen Fernsehredaktionen stark macht.
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